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Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stra-
ßenverkehrsgesetzes und des Pflichtversicherungsgesetzes – Gesetz zum Autonomen Fahren 
Öffentliche Anhörung am 3. Mai 2021 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
gern sende ich Ihnen vorab einige Anmerkungen zum vorliegenden Entwurf: 
 
Das Vorhaben, einen rechtlichen Rahmen zum autonomen Fahren zu schaffen, halte ich für ausgesprochen sinnvoll. 
Der durch den Entwurf adressierte Bereich – autonomes Fahren innerhalb eines festgelegten Betriebsbereichs unter 
technischer Aufsicht – ist gut gewählt. Es ist zu erwarten, dass derartige Systeme auf Basis des Stands der Technik 
erfolgreich realisiert werden können. Durch deren Betrieb werden wichtige Informationen für zukünftige technologi-
sche Entwicklungen gewonnen.  
 
Vollautonomes Fahren ohne technische Aufsicht in unbeschränkten Betriebsbereichen wird nach meinem Verständnis 
durch den vorliegenden Entwurf nicht adressiert, z.B. vollautonomes Fahren in innerstädtischen, komplizierten Ver-
kehrssituationen. Derartige Systeme sind meines Erachtens auf Basis des derzeitigen Stands der Technik nicht erfolg-
reich realisierbar. Ein zentrales Problem ist die Schaffung einer akzeptablen Kombination aus Sicherheit und Verfüg-
barkeit. Ein Fahrzeug soll möglichst stets fahren und zwar sicher, also so, dass es weder seine Insassen, noch seine 
Umgebung gefährdet. Wenn ein vollautonomes Fahrzeug eine Verkehrssituation nicht selbst lösen kann, so bleibt nur 
der Eintritt in den „risikominimalen Zustand“, welcher im Regelfall der Halt am Straßenrand sein wird. Geschieht dies 
oft, so wird das die Akzeptanz des autonomen Fahrzeugs in Frage stellen. 
Durch die im Entwurf vorgesehene Einschränkung (Festlegung) des Betriebsbereichs und die technische Aufsicht als 
Rückfallebene kann dieses Problem voraussichtlich vermieden oder mindestens verringert werden. 
 
Für vollautonomes Fahren müsste zu gegebener Zeit noch ein gesetzlicher Rahmen geschaffen werden.  
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§1h regelt die nachträgliche Aktivierung bzw. Deaktivierung einer autonomen Fahrfunktion. Neben dem An- oder 
Abschalten ganzer Funktionen sind aber auch dynamische Veränderungen bereits vorhandener Funktionen im laufen-
den Betrieb denkbar sowie der Ersatz einer vorhandenen Funktion durch eine neue Version. Dynamische Veränderun-
gen könnten z.B. durch die Nutzung maschineller Lernverfahren entstehen. Nach meinem Verständnis enthält der vor-
liegende Entwurf dazu keine Regelungen. Evtl. sollte erwogen werden, dazu Regelungen zu treffen. 
 
§1g regelt unter (3), dass der Hersteller dem Halter Einstellungsmöglichkeiten zur Privatsphäre anbieten und ihn auch 
darüber informieren muss. Meines Erachtens wäre es sinnvoll, zu regeln, dass der Hersteller die Datennutzung auf das 
notwendige Minimum voreinzustellen hat und die Einstellmöglichkeiten dazu dienen, auf Wunsch des Halters aktiv 
mehr Datennutzung zu ermöglichen. 
 
Für die in §1g benannten Daten sollte die Nutzung eines standardisierten Datenformats gefordert werden. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Prof. Dr.-Ing. Peter Liggesmeyer 




